Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/114 


Antrag 

der Abgeordneten Dr. Stoltenberg, Dr. Martin 
und der Fraktion der CDU/CSU 


Der Bundestag wolle beschließen; 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Hochschulbauförderungsgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Gesetz über die Gemeinschaftsaufgabe „Aus- 
bau und Neubau von wissenschaftlichen Hochschu- 
len'' (Hochschulbauförderungsgesetz) vom 1. Sep- 
tember 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 1556) wird wie 
folgt geändert und ergänzt: 

1. In der Überschrift sowie in §§ 1,3 und 4 entfällt 
das Wort „wissenschaftliche" vor „Hochschulen". 

2. In § 2 Satz 2 Nr. 1 ist vor dem Wort „Fachrich- 
tungen" das Wort „Art," einzufügen. 

3. In § 2 Satz 2 Nr. 3 sind nach dem Wort „Lehre" 
die Worte „an den wissenschaftlichen Hochschu- 
len" einzufügen. 

4. Der bisherige Wortlaut des § 2 wird Absatz 1; 
folgender Absatz 2 wird angefügt: 

„(2) Die in Absatz 1 genannten allgemeinen 
Grundsätze finden auf die Fachhochschulen und 
die Pädagogischen Hochschulen entsprechende 
Anwendung. Die Kunsthochschulen und Musik- 
hochschulen sind von der gemeinsamen Planung 


und Finanzierung im Sinne dieses Gesetzes aus- 
genommen." 

5. § 4 erhält die Überschrift „Hochschulverzeichnis". 

6. § 13 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Zur Aufstellung des ersten Rahmenplanes 
sind die Unterlagen nach § 8 für die wissen- 
schaftlichen Hochschulen dem Wissenschaftsrat 
bis zum 1. Juli 1970 zu übersenden. Die Unter- 
lagen für die Fachhochschulen und Pädagogischen 
Hochschulen sind dem Wissenschaftsrat bis zum 
1. Oktober 1970 zu übersenden. Bis zum 1. Fe- 
bruar 1971 soll der Wissenschaftsrat hierzu Emp- 
fehlungen aussprechen. Der erste Rahmenplan 
soll bis zum 1. April 1971 aufgestellt sein." 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Bonn, den 2. Dezember 1969 


Dr. Stoltenberg 
Dr. Martin 

Dr. Barzel, Stücklen und Fraktion 


Drude: Bonner Universitäts-Budidrudcerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 
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Begründung 


In Vollzug der Erweiterung der Gemeinschaftsauf- 
gabe in Artikel 91 a Nr. 1 GG bezieht der Entwurf 
die Fachhochschulen und Pädagogischen Hochschulen 
in die gemeinsame Planung und Finanzierung von 
Bund und Ländern ein. Angesichts der neuesten 
Prognosen über den Studienplatzbedarf bis zum 
Jahre 1980, die von der Kultusministerkonferenz er- 
arbeitet wurden, wird bis zum Jahre 1980 bei den 
Fachhochschulen ein Mehrbedarf von ca. 110 000, 
bei den Pädagogischen Hochschulen ein Mehrbedarf 
von ca. 60 000 neuen Studienplätzen entstehen. Der 
Ausbau und Neubau von Fachhochschulen und 
Pädagogischen Hochschulen ist deshalb mit beson- 
derem Vorrang zu beschleunigen. Die hierzu erfor- 
derlichen Investitionen und laufenden Kosten sind 
von den Ländern kaum aus eigener Kraft aufzubrin- 
gen. Der Bund hat deshalb im Sinne eines koopera- 
tiven Föderalismus künftig auch für die Fachhoch- 
schulen und die Pädagogischen Hochschulen 50 v. H. 
der Investitionskosten zu übernehmen. Dies setzt 
eine gemeinsame überregionale Sach- und Baupla- 


nung von Bund und Ländern für die Fachhochschulen 
und die Pädagogischen Hochschulen voraus. Das 
Hochschulbauförderungsgesetz ist deshalb durch den 
vorliegenden Entwurf zu ändern und zu ergänzen. 
Die Kunsthochschulen und die Musikhochschulen 
sind von der gemeinsamen Finanzierung und Pla- 
nung von Bund und Ländern nach dem Hochschul- 
bauförderungsgesetz auszuschließen, da hier mit an 
Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit nur ein 
geringer Mehrbedarf entstehen wird, der von den 
Ländern selbst getragen werden kann. 

Der Entwurf zur Änderung des Hochschulbauförde- 
rungsgesetzes greift aus den zahlreichen für die Ent- 
wicklung des Hochschulwesens maßgebenden Fakto- 
ren nur diejenigen heraus, die eng mit den Baumaß- 
nahmen Zusammenhängen. Darüber hinausgehende 
Fragen des Hochschulwesens können nicht Gegen- 
stand des Gesetzes zur Durchführung der Gemein- 
schaftsaufgabe sein. Sie sind in einem besonderen 
Gesetz auf der Grundlage des Artikels 75 Abs. 1 
Nr. 1 a GG zu regeln. 
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